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Grosser Rat Am Artikel 18a des Gesundheitsgesetzes über
die Modalitäten der Sterbehilfe schieden sich die Geister

Altersheime in Pflicht genommen

Keine Wahlmöglichkeit mehr. Geht es nach dem Willen des Parlaments, müssen Alters- und Pflegeheime wie das Josefsheim
in Susten Sterbehilfe bei sich durchführen lassen.

SITTEN 1 Geht es nach dem
Willen des Parlaments,
soll das revidierte Ge-
sundheitsgesetz die
Altersheime dazu ver-
pflichten können, bei
sich im Haus Sterbehilfe
zu ermöglichen.

Die Sterbehilfe hielt die Gross-
räte gestern gehörig auf Trab.

Wie sehr es die Parlamentarier
beschäftigte, lässt sich an der
Tatsache erkennen, dass nicht
weniger als 40 von 141 Abände-
rungsanträgen über dieses The-
ma in die 1. Lesung eingeflos-
sen sind. Die Diskussion über
die Sterbehilfe begann schon
mit einem Vorgeplänkel. Bruno
Perroud von der SVPU forderte
in seinem Antrag, dass die Prä-

vention im Gesundheitswesen
nicht nur darauf ausgerichtet
sein soll, Krankheiten und Un-
fälle zu verhindern, sondern es
sollen explizit auch Suizide zu
verhindern sein. Der Antrag
wurde abgelehnt.

«Keine Regelung
ist die beste Regelung»
Knackpunkt und pi&e de r&is-

FOTO WB
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tance des gesamten Gesund-
heitsgesetzes war Artikel 18a.
Darin wird geregelt, dass eine
Institution dazu verpflichtet
sein soll, bei sich im Haus Ster-
behilfe zuzulassen. Gleichzei-
tig definiert Artikel 18a auch,
unter welchen Bedingungen
die Sterbehilfe vollzogen wer-
den kann und wie die gesetz-
lichen Modalitäten geregelt
werden sollen. Die CVPO, die
SVP, die CSPO und Teile der
beiden Unterwalliser C-Frak-
tionen wollten Artikel 18a
ganz streichen und aus dem
Gesetz nehmen. «Wir vertre-
ten eine liberale Haltung. Wir
wollen niemandem Zwang auf-
erlegen. Wir wollen es den Al-
ters- und Pflegeheimen weder
verbieten, Sterbehilfe bei sich
durchführen zu lassen, noch
wollen wir sie aber dazu ver-
pflichten. Über 50 Prozent der
Altersheime im Wallis bieten
einen assistierten Freitod an,
dagegen haben wir nichts, aber
jede Institution soll das für
sich selbst entscheiden, wir
wollen niemandem etwas vor-
schreiben», sagte Fraktions-
chef Aron Pfammatter. Ähn-
lich argumentierte Michael
Graber: «Wir haben hier eine
grundliberale Haltung. Der
Staat hat bei der Sterbehilfe
nichts zu sagen, es geht um die
grundlegende Freiheit der Ins-
titutionen, ob sie Sterbehilfe
bei sich durchführen lassen
wollen oder nicht. Keine Rege-
lung ist in diesem Fall die bes-
te Regelung.»

Parlament schafft
gesetzlichen Rahmen
Die PLR hingegen will Artikel
18a beibehalten. «Ob wir dafür
sind oder nicht: Fakt ist, dass
die Sterbehilfe im Bundesgesetz

akzeptiert wird. Wir können
nun einen gesetzlichen Rah-
men vorgeben, unter welchen
Voraussetzungen sie statthaft
ist und wie die Sterbehilfe ge-
handhabt werden soll. Es geht
um einen würdigen Tod», sagte
Sylvie Masserey-Anselin. Auch
die Grünen halten am Artikel
18a fest: «Dieser Artikel exis-
tiert wegen der individuellen
Freiheit des Einzelnen. Wenn
man in einem Altersheim lebt,
ist dort der Lebensraum des
Menschen. Und man soll dort
Sterbehilfe in Anspruch neh-
men können, so als wäre man
bei sich zu Hause. Hier gilt es,
die Freiheit des Einzelnen zu
schützen. Und dazu wollen wir
einen gesetzlichen Rahmen ge-
ben», sagte Cdline Dessimoz
von den Grünen. Die gleiche
Haltung hat die Linksallianz.
Das Parlament hat Artikel 18a
ganz knapp im Gesetz belassen,
es lehnte die Streichung mit 69
zu 56 bei 4 Enthaltungen ab.
Patrick Hildbrand von der SVP
forderte anschliessend, dass
die Gesundheitsfachpersonen
nicht dazu verpflichtet werden
können, sich an der Sterbehilfe
zu beteiligen. Dieser Antrag
wurde abgelehnt.

Arzt kann
in Ausstand treten
Wer Sterbehilfe in Anspruch
nehmen will, muss mehrere
rechtliche Bedingungen erfül-
len. Unter anderem muss er an
einer schweren und unheilba-
ren Krankheit oder an den
schweren und unheilbaren Fol-
gen eines Unfalls leiden. Ob die
rechtlichen Bedingungen er-
füllt sind oder nicht, überprüft
der behandelnde Arzt. Wenn
der behandelnde Arzt die Auf-
gabe nicht wahrnehmen kann

oder will, hat er das Recht, sie
abzulehnen und ein anderer
vom Patienten bezeichneter
Arzt muss hinzugezogen wer-
den. Vermutet der behandeln-
de Arzt, dass der Wunsch des
Sterbewilligen von einer psy-
chischen Störung oder durch
Druck von aussen beeinflusst
wird, kann er zudem die Mei-
nung eines Psychiaters einho-
len. Das involvierte Personal
der Institution und der invol-
vierte medizinische Verant-
wortliche oder behandelnde
Arzt dürfen sich zudem berufs-
mässig nicht an der Durchfüh-
rung der Sterbehilfe beteiligen.
Kommt hinzu, dass jegliche
gewinnbringende gewerbs-
mässige Sterbehilfe kantons-
weit verboten bleiben soll.

Eine neue Anlaufstelle
für Problemfälle
Ein weiterer wichtiger Punkt
der Totalrevision betrifft die
Einführung einer Ombudsstel-
le. Diese soll künftig dafür zu-
ständig sein, von Patienten und
Angestellten vorgebrachte An-
liegen, Beschwerden oder Mel-
dungen von Missständen im
Gesundheitsbereich oder in
Bezug auf die Versorgung in
Sozialeinrichtungen zu erfas-
sen. Ceine Dessimoz von den
Grünen forderte, dass nicht der
Grosse Rat den Ombudsmann
Gesundheitswesen und Sozial-
einrichtungen ernennen soll,
sondern dass diese Aufgabe
vom Staatsrat übernommen
werden soll. Die SVP sieht aber
darin die Gefahr, dass die Un-
abhängigkeit und Neutralität
des Ombudsmanns nicht ge-
währleistet sei, wenn dieser
von der Dienststelle für Ge-
sundheit vorgeschlagen und
vom Staatsrat ernannt wird.
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Das Parlament sah diese Gefahr
nicht, der Ombudsmann wird
künftig vom Staatsrat ernannt.

Patrick Hildbrand forderte,
dass der Kanton und nicht die
Gemeinden sämtliche Mass-
nahmen zur Deckung des am-
bulanten Versorgungsbedarfs
der Bevölkerung ergreifen soll.
Weil es reiche und arme Ge-
meinden gibt, fürchtet Hild-
brand eine Zweiklassen-Medi-
zin, falls diese Aufgabe den

Gemeinden überlassen bleibt.
Staatsrätin Esther Waeber-Kal-
bermatten entgegnete, dass es
die Gemeinden seien, welche
ihre Bedürfnisse kennen und
besser planen können, der Kan-
ton solle nur Hilfe leisten. «Es
handelt sich hier um eine fun-
damentale Diskussion. Es geht
um die Versorgungssicherheit
in den Gemeinden. Hier muss
doch der Kanton federführend
sein aufgrund der unterschied-

lichen finanziellen Lage der Ge-
meinden.» Hildbrand zog sei-
nen Antrag zurück, will ihn
aber in der zweiten Lesung
wieder einbringen.

Noch ist die Totalrevision
des Gesundheitsgesetzes nicht
unter Dach und Fache. Eine
zweite Kommission wird nun
die 2. Lesung vorbereiten, die
in einer der kommenden Ses-
sionen behandelt wird. wek


